
 
 

 

 
 

 

Die Sachwalterschaft in Italien 
 

Die Sachwalterschaft (amministrazione di sostegno) wurde durch das Gesetz Nr. 6 vom 9.1.2004 

neu in die italienische Rechtsordnung aufgenommen. 

Laut Art. 404 des italienischen Zivilgesetzbuches kann eine Sachwalterschaft für Personen 

beantragt werden, „welchen es wegen einer körperlichen oder geistigen Behinderung oder 

Beeinträchtigung nicht möglich ist, ihre Interessen auch nur teilweise oder zeitweilig wahrzunehmen“. 

Erstmals werden somit bei der Sachwalterschaft auch körperliche 

Behinderungen/Beeinträchtigungen berücksichtigt und wird ein Schutz nicht nur bei andauernder, 

sondern auch bei zeitweiliger Unfähigkeit, die eigenen Interessen wahrzunehmen, vorgesehen. 

In Italien existieren noch die Entmündigung und die Teilentmündigung. Während man bei einer 

vollen Entmündigung von einer generellen Handlungsunfähigkeit des Betroffenen ausgeht und nur 

von Fall zu Fall bestimmte Handlungen der ordentlichen Verwaltung festlegt, welche der 

Entmündigte ausüben kann (wobei auch dies erst seit dem Sachwalterschaftsgesetz möglich ist), so 

geht man bei der Sachwalterschaft vom Weiterbestehen der vollen Handlungsfähigkeit des 

Betroffenen aus (Art.409 ZGB). 

Der Vormundschaftsrichter legt bei einer Sachwalterschaft von Fall zu Fall fest, in welchen 

Angelegenheiten die betroffene Person vertreten oder unterstützt werden muss. Es existiert ein 

Gesetzesentwurf, welcher die endgültige Verabschiedung der Entmündigung und 

Teilentmündigung vorsieht; die diesbezügliche Entscheidung steht jedoch noch aus.   

Die Handlungsfähigkeit wird dabei nur soweit eingeschränkt, wie unbedingt notwendig. 

Der Antrag wird direkt an den Vormundschaftsrichter gestellt, welcher für die Ortschaft zuständig 

ist, in welcher der Betroffene seinen Wohnsitz oder seinen ständigen Aufenthalt hat. 

Ein Antrag auf Eröffnung einer Sachwalterschaft kann gestellt werden: 

 von der betroffenen Person selbst,  

 vom Ehegatten oder Lebenspartner, 

 von Verwandten bis zum 4.Grad, 

 von verschwägerten Personen bis zum 2.Grad, 

 vom Vormund oder Beistand, falls bereits eine volle oder teilweise Entmündigung besteht 

und diese widerrufen bzw. durch eine Sachwalterschaft ersetzt werden soll, 

 vom Staatsanwalt, sowie 

 von den Verantwortlichen der Gesundheitsdienste und sozialen Dienste, welche mit der 

Betreuung der betroffenen Person betraut sind. 



 
 

 

 
 

Nach Anhörung des Betroffenen und nach Einholung zusätzlicher Informationen, falls notwendig, 

entscheidet der Vormundschaftsrichter innerhalb 60 Tagen, ab Hinterlegung des Antrages mit 

Dekret über die Eröffnung einer Sachwalterschaft und die Bestellung eines Sachwalters. 

Beim Verfahren zur Eröffnung einer Sachwalterschaft, ist der Staatsanwalt am Verfahren beteiligt. 

Im Dekret des Vormundschaftsrichters, mit welchem eine Sachwalterschaft eröffnet wird, muss 

folgendes angeführt werden: 

 die Dauer der Sachwalterschaft (auf unbestimmte Zeit oder auf Zeit, mit Angabe des 

Zeitrahmens), 

 die genauen Aufgaben des Sachwalters, 

 die Rechtshandlungen, die der Sachwalter in Vertretung der betroffenen Person vornehmen 

kann, 

 Rechtshandlungen, die die betroffene Person gemeinsam mit dem Sachwalter vornehmen 

kann, 

 der Höchstbetrag, der (monatlichen oder jährlichen) Spesen, über welchen der Sachwalter 

unter Verwendung der Geldmittel des Begünstigten verfügen kann, sowie 

 die Zeitabstände, innerhalb welcher der Sachwalter dem Gericht über seine Tätigkeit 

berichten muss. 

Im Ernennungsdekret sind die genauen Aufgaben des Sachwalters enthalten sowie die Auflistung 

der Rechtshandlungen, die der Sachwalter in Vertretung der betroffenen Person vornehmen kann 

sowie jener Rechtshandlungen die die betroffene Person gemeinsam mit dem Sachwalter 

vornehmen kann. 

Eine Vorsorgevollmacht wie im deutschen Recht ist im italienischen Gesetz nicht geregelt. Die 

Wirksamkeit einer notariellen Vollmacht ist von der vollen Handlungsfähigkeit des Begünstigten 

abhängig.   

Existiert eine notarielle General- vollmacht wird diese durch die Regelungen der Sachwalterschaft 

verdrängt. Was die Benennung eines vorherigen Sachwalters betrifft, gibt Art.408 ZGB die 

Möglichkeit, dass der Betroffene selbst im Hinblick auf seine künftige Unfähigkeit einen Sachwalter 

benennen kann, wobei diese Erklärung beim Notar zu hinterlegen ist. In diesem Dokument ist es 

möglich weitere Personen zu benennen, welche das Amt als Sachwalter übernehmen sollten, falls 

die genannte und bevorzugte Person das Amt nicht übernehmen will oder kann.  

Der Vormundschaftsrichter kann auch feststellen, dass Wesensänderungen des Erklärenden, oder 

zwischenmenschlichen Veränderungen in der Beziehung zwischen Erklärendem und dem 

gewünschten Sachwalter, stattgefunden haben, wodurch von der vorherigen Bezeichnung Abstand 

genommen werden kann.  



 
 

 

 
 

Das Gesetz sieht nicht vor, dass diese Erklärung auch die Handlungen enthält, die der Sachwalter in 

Zukunft ausführen soll. Trotzdem besteht die Möglichkeit seinen eigenen Willen auch hinsichtlich 

der Vermögensverwaltung und Aspekten hinsichtlich der Pflege zu bestimmen. In diesem Fall muss 

der Vormundschaftsrichter, auch wenn er daran nicht gebunden ist, diesen Verfügungen Rechnung 

tragen. Im Falle des Abweichens des ausgedrückten Willens ist seine Entscheidung zu begründen. 

Jeder kann als Sachwalter ernannt werden. Die Wahl des Sachwalters erfolgt nach Art. 408 Satz 1 

ZGB ausschließlich im Hinblick auf die Obsorge und die Interessen der begünstigten Person. Wenn 

der Begünstigte eine bestimmte Person als Sachwalter benennt, müssen gemäß Art. 408 1. Halbsatz 

schwerwiegende  Gründen gegen diese bestehen, damit der Vormundschaftsrichter einen anderen 

Sachwalter benennt. 

Die Mehrzahl der ernannten Sachwalter sind Familienangehörige. Wenn keine nächsten 

Angehörigen vorhanden sind, oder der Vormundschaftsrichter es für opportun hält eine 

außerfamiliäre Person zu ernennen (dies ist insbesondere bei Familienkonflikten gegeben) kann 

das Amt von einem Ehrenamtlichen oder einem Fachexperten (insbesondere Anwälten) 

übernommen werden. Eine außerfamiliäre Person wird auch in den Fällen ernannt, in denen schon 

im ärztlichen Zeugnis (welches bei der Antragstellung zur Einrichtung einer Sachwalterschaft 

beizulegen ist) oder in sonstigen Dokumenten (zum Beispiel ein Bericht der Sozialdienste) zur 

Ernennung eines Sachwalters außerhalb der Familie geraten wird. 

Fachkräfte der öffentlichen und privaten Dienste, die die betroffene Person in Pflege haben, dürfen 

das Amt des Sachwalters nicht ausüben, um einen möglichen Interessenskonflikt zu vermeiden. 

Art. 408 Absatz 4 ZGB sieht die Möglichkeit vor, dass auch Vereine oder Stiftungen das Amt 

übernehmen können, was in der Praxis jedoch noch nicht umgesetzt wird. 

Im italienischen Recht ist der Sachwalter kein „Beruf“ im eigentlichen Sinne, sondern eine 

ehrenamtliche Tätigkeit, die nicht entlohnt wird. Unter Umständen kann dem Sachwalter für die 

Ausübung des Amtes eine „Aufwandsentschädigung“ zugesprochen werden, die von der 

Arbeitsintensität des Amtes und vom Vermögen der begünstigten Person abhängig ist, und vom 

Vormundschaftsrichter festgesetzt wird. Diesbezüglich gibt es in Italien (noch) keine einheitliche 

Regelung. 

Der Sachwalter kann für Vermögensangelegenheiten, bürokratischen Dingen, und auch für 

Handlungen in Bezug auf die Pflege der Person zuständig sein (zum Beispiel Organisation von 

Pflegekräften, Abschluss von Arbeitsverträgen mit Pflegekräften, Einwilligungen zu medizinischen 

Handlungen usw.). Bei bestimmten Handlungen (der sogenannten außerordentlichen Verwaltung) 

wie zum Beispiel der Veräußerung einer Immobilie, ist eine spezielle Ermächtigung des Gerichts 

erforderlich. 



 
 

 

 
 

Die begünstigte Person kann jederzeit einen Antrag beim Vormundschaftsgericht einreichen, 

zwecks Widerruf der Sachwalterschaft, der Ersetzung des Sachwalters oder zwecks Abänderung 

der Verfügungen  im richterlichen Ernennungsdekret. 

Der Vormundschaftsricher verfügt mit begründetem Dekret nach Einholung 

der erforderlichen Erkundigungen und nach Aufnahme der zweckdienlichen Beweise. 

Darüber hinaus erklärt das Vormundschaftsgericht, auch von Amts wegen, die Beendigung der 

Sachwalterschaft, wenn sich diese als zur Verwirklichung des vollen Schutzes des Begünstigten als 

ungeeignet erwiesen hat. 

In Italien existiert keine Gesetzgebung, welches die Rolle und Aufgaben von Non Profit 

Organisationen im Bereich der Sachwalterschaft festlegt. Seit in Kraft treten des Gesetzes über die 

Sachwalterschaft im Jahre 2004 wurden circa 15 Vereine, insbesondere im norditalienischen Raum, 

gegründet, welche vorwiegend Beratungs-/Informationsdienste für die Bürger anbieten. 

In vielen Regionen Italiens sind bei öffentlichen Ämtern Listen eröffnet worden, in denen sich 

Bürger eintragen können, die an der Übernahme einer Sachwalterschaft interessiert sind.   

 

Abbildung – Die Vereine Italiens 

 

Quelle: Dr. Deborah Gruber, Verein für Sachwalterschaft (2015) 

 

 



 
 

 

 
 

Der Verein für Sachwalterschaft in Südtirol 

Der Verein für Sachwalterschaft wurde im Dezember 2010 von einer Gruppe (Fachleute mit 

Erfahrung in den Bereichen Medizin, Wirtschaft, Recht und Sozialarbeit) gegründet, die sich 

vorgenommen hatte, eine ehrenamtliche Dienststelle einzurichten, um Bürger zu informieren, 

Sachwalter auszubilden und ein Netzwerk mit Einrichtungen, Dienststellen und Gerichtsbehörde 

aufzubauen. 

Es handelt sich um einen gemeinnützigen Verein ohne konfessionelle oder politische Bindungen, 

der durch Mitgliedsbeiträge, Landesbeiträge für Bildungstätigkeit und Beiträge der Stiftung 

Südtiroler Sparkasse für einzelne Projekte finanziert wird. Dank seiner Tätigkeit erwarb der Verein 

im Lauf der Jahre zunehmend Anerkennung in Südtirol. Immer mehr Menschen wenden sich an den 

Verein für Sachwalterschaft, die Tätigkeiten als Unterstützung für die Sachwalter nehmen zu und 

die Mitglieder beteiligen sich aktiv an den vom Verein angebotenen Initiativen.  

In den letzten 5 Jahren haben sich 324 Bürger an den Verein gewandt, von denen 205 Mitglieder 

mit Stimmrecht zum 31.12 2015 sind. 

Die Mehrheit der Mitglieder übt die Funktion als Sachwalter für ein Familienmitglied, im 

Besonderen Kinder (27 %) für demenzerkrankte Eltern aus.  

Wie im letzten Tätigkeitsbericht ausgeführt, sind wie im letzten Jahr 27 % der Mitglieder aktuell 

Sachwalter für eine dritte, nichtfamiliäre Person bzw. sind diese bereit dieses Amt für eine 

nichtfamiliäre Person zu übernehmen. 

Abbildung: Verwandtschaftsverhältnis zwischen Sachwalter/-in und Begünstigter/n 

 

Die Mehrheit der Mitglieder wendet sich hauptsächlich an den Verein um die angebotenen 

Leistungen in Anspruch zu nehmen, und zwar der Verfassung von Anträgen und 



 
 

 

 
 

Rechenschaftsberichten, welche dem Vormundschaftsrichter zu präsentieren sind. Im Jahr 2015 

wurden 188 Leistungen erbracht, darunter: 108 Rechenschaftsberichte, 71 Anträge, 9 Inventare 

Abbildung: Art der Beauftrgungen in den Jahren 2013-2015 

 

Im Vergleich zu den vergangenen Jahren wurde in den letzten 2 Jahren ein leichter Rückgang der 

ausgearbeiteten Rechenschaftsberichte festgestellt, während die Abfassung von Anträgen deutlich 

gestiegen sind, von 36 im Jahre 2013 auf 71 im Jahr 2015. 

Die Mehrheit der Anträge betreffen die Ermächtigung zur Ausführung der Handlungen der 

außerordentlichen Verwaltung (29 %, siehe die Abbildung 6), folgend von Anträgen zwecks 

Abänderung des Ernennungsdekrets (zum Beispiel: Um das vom Vormundschaftsrichter 

genehmigte Spesenlimit zu erhöhen); andere Inhalte der Anträge waren der Antrag auf 

Entschädigung im Sinne des Art.379 ZGB, sowie die Ersetzung des Sachwalters. 

Abbildung: Art der ausgearbeiteten Anträge 

 



 
 

 

 
 

 

Es fanden im Jahr 2015 306 persönliche Beratungen für Mitglieder statt (298 im Jahr 2014, siehe 

die Abbildung).  

Abbildung: Beratungen für die Mitglieder in den Jahren 2013-2015 

 

Im Jahr 2015 hat der Verein 738 Telefonanrufe erhalten.  

Es wurde somit eine Erhöhung der Anrufe im Vergleich zum Jahr 2014 von 20 % festgestellt. 

 

Ausbildung 

Seit 2013 organisiert der Verein im Auftrag der Autonomen Provinz Bozen kostenlose 

Ausbildungs-und Fortbildungskurse, welche an diejenigen gerichtet sind, welche beabsichtigen 

sich im Landesverzeichnis der Sachwalter einzutragen, oder welche schon im Landesverzeichnis 

eingetragen sind, aber auch allen anderen interessierten Personen. Im Einzelnen hat der Verein im 

Jahr 2015 organisiert:  

-Neun Ausbildungskurse, vier in italienischer Sprache und fünf in deutscher Sprache, und zwar in 

Bozen, Meran, St. Ulrich, Brixen und Sterzing;  

-Sechs Fortbildungsveranstaltungen, drei in italienischer Sprache und drei in deutscher Sprache, 

und zwar in Bozen, Meran und Brixen.  

Der Inhalt der Grundkurse nimmt Bezug auf die Gesetzesgrundlagen, das Ernennungsverfahren, der 

auszuführenden Tätigkeiten, der Verantwortung und der daraus folgenden Pflichten. Die 

Fortbildungsveranstaltungen hingegen beinhalten eher einen praktischen Teil und widmen sich der 

Diskussion praktischer Fälle, sowie der neueren Rechtsprechung.  

Insgesamt haben an den Kursen 165 Bürger teilgenommen, wobei es sich um schon ernannte 

Sachwalter, aber auch um interessierte Bürger handelte. 

 



 
 

 

 
 

Kollegiale Beratung 

Seit 2012 bietet der Verein kleinen Gruppen von Mitgliedern Treffen an, um die Probleme, 

welche das Amt als Sachwalter mit sich bringen zu teilen. Die Absicht dieser Treffen ist 

hilfesuchende Sachwalter in Personen „umzuwandeln“, welche selbst Lösungen bringen können. 

Andere Menschen kennenlernen, welche dieselben Schwierigkeiten haben, gibt ein Gefühl des 

Nichtalleinseins und hilft mögliche Lösungen zu finden, an die der einzelnen Sachwalter nie gedacht 

hat. 

Im Laufe des Jahres fanden sechs Treffen zwischen den Vereinsmitgliedern im Rahmen der 

kollegialen Beratung statt, sowohl in italienischer als auch in deutscher Sprache, an denen circa 20 

Mitglieder teilgenommen haben. Die Mehrheit der Teilnehmer sind Familienangehörige einer unter 

Sachwalterschaft stehenden Person. 

Die Projekte des Vereins 

„Vorheriges Kennenlernen lohnt sich“ 

Der Vormundschaftsrichter im Sinne des Art.408, 6 ZGB, „kann, wenn er es für zweckmäßig hält, im 

Fall einer Bezeichnung durch den Betroffenen bei Vorliegen schwerwiegender Gründe als Sachwalter 

auch eine andere Person oder eines im zweiten Titel vorgesehenen Rechtssubjekte berufen…“.  

Praktisch bedeutet dies, dass der Richter in vielfältigen Situationen eine dritte Person, außerhalb 

der Familie, ernennen muss, und der Begünstigte hat das Recht als Sachwalter eine Person seines 

Vertrauens zu haben.  

Art.2 des Status des Vereins für Sachwalterschaft sieht als Zweck unter anderem vor, „ 

Beauftragungen von Vormündern, stellvertretenden Vormündern, Kuratoren und 

Sachwalterschaften in den Fällen des Art.408 Absatz 4 ZGB zu übernehmen“.  

Zusammenfassend bedeutet dies, dass das Projekt die Möglichkeit für den Vormundschaftsrichter 

vorsieht in den gesetzlich vorgesehenen Fällen die Beauftragung für eine Sachwalterschaft dem 

gesetzlichen Vertreter (Präsident) des Vereins für Sachwalterschaft zu übertragen. Der Präsident 

delegiert dann das Amt an ein Mitglied des Vereins nach einem vorherigem Auswahlgespräch mit 

dem Vorstand, einem Treffen zwischen dem „delegierten“ Mitglied und dem/der Begünstigten, 

sowie einer vorherigen Überprüfung einiger Voraussetzungen, welche von einer Reglementierung 

vorgesehen sind.  

Seit 2013 sammelt der Verein die Namen zur Verfügung stehender Mitglieder, welche eine 

Beauftragung als „delegiertes Mitglied“/Sachwalter für Personen außerhalb der eigenen Familie zu 

übernehmen bereit sind, um den Inhalt des Art.2 des Statuts durchzuführen.  



 
 

 

 
 

Das Projekt wurde mehrmals dem Gerichtspräsidenten präsentiert, jedoch sind anscheinend bis 

heute noch nicht die organisatorischen Voraussetzungen gegeben, um diese Initiative anzubahnen.  

Indem der Verein das Projekt sozusagen de quo umformuliert, wird es in einem „neuen Kleid“ 

durchgeführt! 

Das Ziel des Projekts bleibt das ursprüngliche, das heißt es wird versucht den „richtigen“ 

Sachwalter für die benachteiligte Person zu finden.  

Die Kriterien der Auswahl des Mitglieds, welches dem Vormundschaftsrichter vorgeschlagen wird, 

sind in der Reglementierung enthalten. Zu diesen Kriterien wird die wichtige Möglichkeit 

hinzugefügt, dass der Verein einen Kontakt zwischen dem/der Begünstigten, und dem vom Verein 

vorgeschlagenen Mitglied als Sachwalter, noch vor der ersten Verhandlung vor dem Vormund-

schaftsrichter, anbietet.  

Ein vorheriges Kennenlernen lohnt sich!  

Und hat den Vorteil  

- dass der Begünstigte/die Begünstigte seine Schwierigkeiten und seine Bedürfnisse in einem 

anderen Kontext als mit dem Gericht ausdrücken kann, und bei dieser Gelegenheit möglicherweise 

seinen zukünftigen Sachwalter kennenlernt;  

- das vorgeschlagene Mitglied kann sich bewusst darüber werden, ob er als Sachwalter imstande 

ist, die Probleme zu lösen, auch im Zusammenhang im familiären Kontext des/der Begünstigten 

und der Art der Beeinträchtigung, und so den Bedürfnissen der benachteiligten Person gerecht zu 

werden;  

- der Vormundschaftsrichter, der im Sinne des Art. 408 ZGB den Sachwalter „in ausschließlicher 

Hinsicht auf die Pflege und der Interessen der Person“ auswählen muss, ernennt so wahrscheinlich 

den „richtigeren“ Sachwalter, weil er vom Schutzbedürftigen ausgewählt wurde.  

Die Rekrutierung von potentiellen Sachwaltern erfolgt durch Informationsveranstaltungen, 

Öffentlichkeitsarbeit (Presse, Interseite, Publikationen von Broschüren usw.), sonstigen Events 

(zum Tag der Freiwilligen oder ähnliches). 

 

Die vorherige Benennung des Sachwalters 

Art. 408, 2 ZGB sieht die Möglichkeit vor, dass der Betroffene selbst im Hinblick auf seine 

allfällige künftige Unfähigkeit durch öffentliche Urkunde oder beglaubigte Privaturkunde 

einen Sachwalter bezeichnet. Die bloße Hinterlegung des Akts bei einem Notar gibt jedoch keine 

ausreichende Garantie der rechtzeitigen Kenntnis von Seiten des Vormundschaftsrichters.  

Der Verein für Sachwalterschaft hat sich schon seit einigen Jahren um ein Ein-

vernehmensprotokoll zwischen der Notarkammer und dem Landesgericht Bozen bemüht. Da 



 
 

 

 
 

im Gesetz kein Register vorgesehen ist mittels dem die Veröffentlichung des Akts der vorherigen 

Benennung garantiert werden kann, ist am 17. März 2015 eine Vereinbarung unterzeichnet 

worden.  

Das Einvernehmensprotokoll sieht einen Austausch der Daten zwischen Notarkammer und dem 

Landesgericht Bozen vor. 

 

Eine Zusammenfassung der hauptsächlich ausgeführten Tätigkeiten der letzten fünf Jahre: 

 Tätigkeiten und Projekte Beratungen und 
Beauftragungen und 
Kontakte 

Mitglieder  

 

2010 

 

Gründung des Vereins, Vorstand 
und Ausschuss, zusammengesetzt 
aus speziellen Berufsgruppen 
(Wirtschaftsprüfer, Anwälte, 
Notare, Ärzte, Sozialassistenten, 
Finanzberater) 
Beginn von Beziehungen mit der 
öffentlichen Verwaltung, 
Pressemitteilungen 

   

2011 Erarbeitung einer eigens 
bestimmten Webseite, des Logos 
und Einrichtung einer eigenen 
Telefonlinie 
Netzwerkarbeit und 
Zusammenarbeit mit den in der 
Sachwalterschaft einbezogenen 
Einrichtungen  
Realisierung eines Faltblatts 
 
Aussendung eines Fragebogens an 
die Mitglieder 
Im November: Pressekonferenz und 
erstes Treffen der Mitglieder 
11 Versammlungen des 
Ausschusses und des Vorstandes 

55 Beauftragungen 
139 Beratungen 

43 

Mitglieder 

 

2012 Fortbildung 
Errichtung der kollegialen 
Beratung und Veröffentlichung 
eines Leitfadens  
Vereinbarungen für die 
Mitglieder (Acli, Psychologe) 
8 Versammlungen des 
wissenschaftlichen Beirats 
Anerkennung als juristische Person 
Einschreibung in das 
Vereinsregister der Gemeinde 
Bozen 

93 Beauftragungen 
340 Anrufe, circa 1000 
Emailmitteilungen 
100 persönliche 
Beratungen 

106 

Mitglieder  

 

 



 
 

 

 
 

Netzwerkarbeit 
2013 April: Organisation einer Tagung, 

200 Teilnehmer 
Fortbildung: 8 Grundkurse und 8 
Fortbildungskurse in 
verschiedenen Gemeinden 
Gesamtteilnehmerzahl: 133 
Andere 
Informationsveranstaltungen 
Kollegiale Beratung 
Fragebogen zur Unterzeichnung 
einer Vereinbarung mit der 
Generali Versicherung 
Veröffentlichung von 4 
Informationsbroschüren 
Projekt Mitgliederregister von 
delegierten Mitgliedern 
Öffnung der Accounts Facebook, 
Twitter, Google+ und Youtube 
Einschreibung des Vereins in die 
Datenbank des italienischen 
Spendeninstituts 
10 Versammlungen des Vorstands 
und des Ausschusses 

110 Beauftragungen 
1020 Anrufe 
228 persönliche 
Beratungen 

175 

Mitglieder 

 

2014 Entwicklung des Projekts der 
delegierten Mitglieder 
Projekt „Vorherige 
Sachwalterbenennung“ 
November: Internationale Tagung 
in der EURAC, 150 Teilnehmer 
 
Fortbildung: 8 Grundkurse und 8 
Fortbildungskurse in 
verschiedenen Gemeinden 
Kollegiale Beratung 
Newsletter 
Beziehungen mit der Presse, Radio 
10 Versammlungen des 
Ausschusses und des Vorstands 

161 Beratungen 
620 Anrufe 
298 persönliche 
Beratungen 

257 

Mitglieder 

 

 

 

Bozen, 01. Juli 2016 

 

Dr. Roberta Rigamonti 

Geschäftsführerin Verein für Sachwalterschaft  


